
Sprenger, der ebenfalls als Zeuge vernommen wurde, 
ging hervor, daß der Angeklagte mit insgesamt 4 Per­
sonen noch einen Wohnraum mit 100 qm bewohne.
Diese Aussage bestätigte auch das Vorstandsmitglied 
Mandelkow. Diese Aussagen waren durchaus glaubhaft, 
auch hat der Angeklagte bzw. dessen Sohn nichts ein­
gewendet, sodaß diese Angaben vom Gericht als er­
wiesen angesehen wurden, und daraus klar ersichtlich 
ist, daß der Angeklagte nicht alles getan hat, um seine 
Verpflichtungen erfüllen zu können, denn wenn er sich 
ernstlich darüber Gedanken gemacht hätte und seine 
Verpflichtungen erfüllen wollte, hätte er von seinem 
100-qm-Wohnraum die Hälfte abgetreten, um Arbeits­
kräfte unterzubringen, und er und seine Angehörigen 
hätten trotzdem noch mehr Wohnraum gehabt, als ihnen 
zusteht. Außerdem hätte er sein Ablieferungssoll recht­
zeitig erfüllen können, wenn er sich nicht von den 
anderen Bauern isoliert hätte, sondern mit diesen in 
gegenseitiger Hilfe gearbeitet hätte. Der Angeklagte 
hatte einen Dreschkasten und die übrigen Bauern im 
Ort hatten keinen und dieser war für die Gemeinde 
Basedow mit eingeplant. Der Angeklagte hat diesen 
aber so gut wie nicht zur Verfügung gestellt. Der An­
geklagte behauptet, der Sohn hätte beim Verleihen des 
Dreschkastens als Maschinist mitgehen müssen und da­
für habe er eine Arbeitskraft verlangt, die ihm nicht 
gestellt worden sei. Aus den Zeugenaussagen des Man­
delkow sowie des Sprenger geht hervor, daß immer, 
wenn die Bauern den Dreschkasten haben wollten, der 
Angeklagte sagte, daß er ihn selbst benötige oder er 
kaputt sei. Wenn der Dreschkasten rationell ausgelastet 
wird, hätten 10 Personen zur Verfügung stehen müssen, 
die bei den Drescharbeiten helfen. Dadurch, daß sich 
aber der Angeklagte von allen abgekapselt hat, wurde 
ihm auch von anderer Seite keine Hilfe zuteil und hatte 
bei den wenigen Arbeitskräften, die er hatte, wochenlang 
zu den Drescharbeiten gebraucht, die er sonst bei gegen­
seitiger Hilfe in wenigen Tagen erledigen konnte und 
darüber hinaus wären auch die übrigen Bauern in der 
Gemeinde mit ihren Drescharbeiten schneller fertig ge­
worden, wenn er, so wie es geplant war, den Dresch­
kasten zur Verfügung gestellt hätte. Außerdem geht 
aus den glaubwürdigen Zeugenaussagen des Zeugen 
Mandelkow hervor, daß Ende des Jahres ein Großein­
satz an einem frostfreien Tag gestartet ist. Hierzu 
wurden alle in der Gemeinde aufgefordert, ihre Zug­
kräfte und Fuhrwerke zur Verfügung zu stellen. An 
diesem Tage fuhr die Schwester des Angeklagten mit 
der einspännigen Pferdekutsche nach Prenzlau zum 
Arzt. Das Gericht ist auch hier überzeugt, daß die 
Krankheit nicht so schwer war, daß die Schwester des 
Angeklagten nicht hätte an einem anderen Tage fahren 
können.
Aus all dem geht eindeutig hervor, daß der Angeklagte 
nicht alles getan hat, um seinen Verpflichtungen nach­
zukommen und die Durchführung der Wirtschafts­
planung und die Versorgung der Bevölkerung dadurch 
gefährdete, daß er Ende 1952 bis Anfang 1953 im Kreise 
Prenzlau entgegen einer für ihn verbindlichen Anord­
nung einer Dienststelle der Wirtschaftsverwaltung die 
Gewinnung und Beförderung von Rohstoffen unterlassen 
hat, indem er 3 Morgen Zuckerrüben nicht bearbeitete 
und die 7 Morgen gerodeten Zuckerrüben nicht zur 
Zuckerfabrik in Prenzlau beförderte und darüber hinaus 
sich nicht bemühte, die anderen rechtzeitig aus der Erde 
und ebenfalls zur Ablieferung zu bringen. Gleichzeitig 
damit, daß er die bereits 7 Morgen gerodeten Zucker- 
rüber nicht ablieferte, hat er diese entgegen dem 
ordnungsmäßigen Wirtsehaftsablauf zurückgehalten. 
Das gleiche trifft auch für die Nichtablieferung des Ge­
treides, der Ölsaaten, Kartoffeln, des Schweinefleisches, 
der Milch, des Strohs und der Wolle zu. Auch hier hat 
er die Durchführung der Wirtschaftsplanung dadurch 
gefährdet, daß er entgegen einer für ihn verbindlichen

Anordnung einer Dienststelle zuwiderhandelte. All dies 
hat er vorsätzlich getan, denn er wußte, was er zu er­
füllen hat und bemühte sich nicht ernstlich darum, seinen 
Verpflichtungen nachzukommen. Der Verteidiger war 
zwar der Meinung, daß der Angeklagte im Höchstfälle ' 
fahrlässig gehandelt habe, da er ein alter kränklicher 
Mann sei und im Denken nicht mehr sehr beweglich. 
Außerdem sei auch anzunehmen, daß sich die Folgen 
der Verschüttung jetzt bei dem Angeklagten mehr be­
merkbar machen würden, obwohl seine Zurechnungs­
fähigkeit dadurch natürlich nicht vermindert sei.
Die Einwendungen des Verteidigers stimmen wohl inso­
weit, daß der Angeklagte ein alter kränklicher Mann 
und nicht sehr beweglich ist, das schließt aber nicht 
aus, daß er für seine Handlung voll verantwortlich ist. 
Denn wie der Verteidiger selbst einräumt, ist er noch 
voll zurechnungsfähig, und demzufolge auch voll ver­
antwortlich für eine ordnungsgemäße Wirtschaftsfüh­
rung und für die rechtzeitige Erfüllung seiner Pläne. 
Ihm war aber alles ganz gleichgültig. Ihn interessierte 
es überhaupt nicht, ob er seine Verpflichtungen erfüllen 
kann oder nicht, er hat sieh von allen isoliert und nur 
für sich und in seinem alten Trott weitergearbeitet. 
Wenn er wirklich seinen Verpflichtungen nachkommen 
wollte, dann hätte er die Familie mit den drei oder auch 
die andere Familie mit den fünf Arbeitskräften einge­
stellt und dieser von seiner 100 qm großen Wohnung 
Wohnraum zur Verfügung gestellt. Auch bei dem Groß­
einsatz zur Bergung der Zuckerrübenernte und bei der 
Verleihung des Dreschkastens hätte er sich dann anders 
verhalten.
Somit ist erwiesen, daß der Angeklagte vorsätzlich ge­
handelt hat und sich gemäß § 1, Abs. 1, Ziff 1 und 3 
WStVO strafbar machte. Der Staatsanwalt beantragte 
wegen Verletzung dieses Gesetzes 5 Jahre Zuchthaus. 
Trotz des hohen Alters und daß er etwas kränklich ist, 
hielt das Gericht im Hinblick auf die objektive Schädi­
gung und unter Berücksichtigung aller subjektiven 
Momente die vom Staatsanwalt beantragte Strafe als 
angemessen.
Die Vermögenseinziehung ist bei der Verletzung des § 1, 
Abs. 1, Ziff. 1 bis 3 WStVO obligatorisch. Die Veröffent­
lichung des Urteils erfolgt gemäß § 18 WStVO. Die 
Kostenentscheidung folgt aus § 353 StPO, wonach der 
Angeklagte die Kosten des Verfahrens zu tragen hat.
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I m N a m e n d e s  V o l k e s !

In der Strafsache
gegen

den Großbauern Franz S c h l o t t m a n n ,  
geboren am 12. 3. 1880 in Peeselin, Kreis Demmin, 
wohnhaft in Völschow, Kreis Demmin

wegen
Wirtschaftsvergehens

hat das Kreisgericht i n D e m m i n  in der Strafkammer­
sitzung vom 24. Februar 1953, an der teilgenommen 
haben:

Kreisgerichtsdirektor P a t z l a f f  
als Vorsitzender,
Angestellte Marianne Krüger, Jarmen,
Arbeiter Em st Schoknecht, Demmin 
als Schöffen,
Kreisstaatsanwältin W e r n e r  
als Vertreter der Staatsanwaltschaft,
Stenotypistin D om  m in  
als Protokollführerin,
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